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Sehr geehrte Mandanten,

die Tage des 500-Euro-Scheins sind gezählt. Der Grund: Der Schein

wird angeblich überwiegend für kriminelle Machenschaften, insbeson-

dere bei Geldwäsche, Schwarzgeschäften und Bestechungen, genutzt.

Ob dies wirklich so ist, wird man wohl niemals so genau sagen können.

Die Eidgenossen in der Schweiz sehen dies mit Blick auf ihren 1000-

Franken-Schein schon mal nicht so.

Fakt ist auch, dass z. B. der Korruptionsskandal bei der FIFA überwie-

gend unbar stattgefunden hat. Auch die Schwarzgeldgeschäfte, die so

im üblichen Handel tatsächlich stattfinden (z. B. im Einzelhandel oder

die Registrierkassenfälle), haben eher weniger mit einer 500-Euro-

Note zu tun. Und mal ehrlich: Verbrecher, die mit Drogen, Waffen

und Co handeln, sind die wirklich auf den 500-Euro-Schein angewie-

sen? Natürlich nutzen insbesondere solche Individuen gerade den 500-

Euro-Schein, um das schmutzige Geld aus ihren Tätigkeiten zu lagern.

Aber: Auch sauberes, ehrlich verdientes Geld wird so gelagert, und dies

dürfte immer noch die mehrheitliche Verwendung der noch höchsten

Banknote des Euroraums sein.

Ob die Abschaffung nun tatsächlich der erste Schritt auf dem Weg in

die Bargeldlosigkeit ist, sei dahin gestellt, auch wenn es gut vorstellbar

ist. Mehr Geschmäckle hat da schon, dass man für das Geld auf der

Bank nichts mehr erhält und vielleicht sogar irgendwann Negativzinsen

zahlen muss. Auch das Vermögen von 08/15-Bürgern ist schwieriger in

bar zu halten, wenn das in kleine Scheinen erfolgen soll.

Insoweit scheint der fiskalpolitische Gedanke den Gedanken der Kri-

minalitätsbekämpfung schon deutlich zu überwiegen, auch wenn das

natürlich keiner zugibt.

Eine informative Lektüre wünscht Ihnen

Ralf Eisenmenger, Gabriele Henke
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Die Informationen in diesem Mandantenbrief wurden sorgfältig ausge-
wählt und zusammengestellt. Doch beachten Sie bitte, dass dieser Ser-
vice weder eine Beratung ersetzt, noch einen Beratervertrag darstellt.
Bitte haben Sie deshalb Verständnis dafür, dass wir keine Gewährleistung
für die Richtigkeit oder Aktualität der hier wiedergegebenen Informatio-
nen übernehmen. Bei einem Rechts- oder Steuerproblem vereinbaren Sie
deshalb einen Termin in unserer Kanzlei. Nur hier erhalten Sie eine ver-
bindliche Beratung, die auf Ihr persönliches Problem bezogen ist.
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Alle 
Steuerzahler

Termine: Steuern und Sozialversicherung

11.7.

�� Umsatzsteuer

�� Lohnsteuer

�� Kirchensteuer zur Lohnsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 14.7. für den Eingang der 

Zahlung.

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks 

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der Ge-

meinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um Säumniszu-

schläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei Tage vor dem 

Fälligkeitstag vorliegen.

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge Juli 2016

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld spä-

testens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für Juli 

ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 27.7.2016.

Kirchensteuerpflicht: Verfassungsrechtlich  
unbedenklich

Weil die Kirchensteuerpflicht durch Beendigung der Kirchenmitglied-

schaft abgewendet werden kann, verstößt sie nicht gegen die Glau-

bensfreiheit und das Grundrecht der ungestörten Religionsausübung. 

Dies hat das Oberverwaltungsgericht (OVG) Rheinland-Pfalz entschie-

den. Die Erklärung des Kirchenaustritts könne auch nicht auf die Kirche 

als Körperschaft des öffentlichen Rechts unter Verbleib in der Religi-

onsgemeinschaft als Glaubensgemeinschaft beschränkt werden.

Mit ihrer Klage wandte sich ein Ehepaar gegen die Festsetzung der 

römisch-katholischen Kirchensteuer durch das Finanzamt Mayen des 

beklagten Landes. Es machte insbesondere geltend, dass die Kirchen-

steuerpflicht die verfassungsrechtlich geschützte Glaubensfreiheit 

und das Grundrecht der ungestörten Religionsausübung verletze. Das 

Verwaltungsgericht (VG) wies die Klage ab. Das OVG bestätigte diese 

Entscheidung und lehnte den Antrag der Kläger auf Zulassung der Be-

rufung gegen das Urteil des VG ab.

Die Vorschriften über die Erhebung der Kirchensteuer verstießen nicht 

gegen die Glaubensfreiheit und das Grundrecht der ungestörten Re-

ligionsausübung, weil die Kirchensteuerpflicht durch Beendigung der 

Kirchenmitgliedschaft abgewendet werden könne. Dies entspreche 

der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts. Der Ansicht der 

Kläger, es sei mit dem Grundrecht auf ungestörte Religionsausübung 

nicht vereinbar, dass sie nicht nur ihre Kirchenmitgliedschaft, sondern 

auch ihre „derzeitige Religionsausübung“ beenden müssten, um dem 

staatlichen Zwang durch Erhebung von Kirchensteuer zu entgehen, die 

auf staatlicher Gesetzgebung beruhe, könne aus mehreren Gründen 

nicht gefolgt werden. Die von den Landesfinanzbehörden festgesetz-

te Kirchensteuer werde nämlich nicht vom beklagten Land erhoben, 

sondern von den katholischen Diözesen oder evangelischen Landeskir-

chen aufgrund ihrer Kirchensteuerordnungen. Diözesen und Landeskir-

chen seien dazu nach dem rheinland-pfälzischen Kirchensteuergesetz 

berechtigt, aber nicht etwa verpflichtet. Lediglich die Verwaltung der 

Kirchensteuern sei den Landesfinanzbehörden übertragen worden.

Soweit mit einer Beendigung der Kirchenmitgliedschaft Einschrän-

kungen der aktiven Teilnahme am kirchlichen Leben verbunden seien, 

lege dies ebenfalls nicht das beklagte Land fest, sondern allenfalls das 

beigeladene Bistum Trier. Auch aus verfassungsrechtlichen Gründen 

könne die Erklärung des Kirchenaustritts nicht auf die Kirche als Kör-

perschaft des öffentlichen Rechts unter Verbleib in der Religionsge-

meinschaft als Glaubensgemeinschaft beschränkt werden. Denn der 

Staat dürfe die verfassungsrechtlich verbürgten Körperschaftsrechte 

der Religionsgemeinschaft, die an die Mitgliedschaft anknüpfen, nicht 

stärker beschränken, als es zur Gewährleistung der Glaubensfreiheit 

des Einzelnen erforderlich sei. Solange dieser seine Mitgliedschaft in 

der Religionsgemeinschaft nicht in Frage stelle, könne der Staat die 

Wirkungen der Mitgliedschaft in seinem Bereich nicht zurücknehmen, 

ohne die verfassungsrechtlich garantierten Rechte der Religionsge-

meinschaft zu verletzen. Der Staat müsse daher den Austritt aus der 

Religionsgemeinschaft und damit die Beendigung der Mitgliedschaft 

in ihr zur Voraussetzung dafür machen, dass ihre Wirkungen im staat-

lichen Bereich nicht eintreten.

Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz, Beschluss vom 01.02.2016, 

6 A 10941/15.OVG
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Haushaltshilfe: Keine Steuerermäßigung für  
Vermittlungsgebühren

Die Steuerermäßigung bei Aufwendungen für haushaltsnahe Beschäf-

tigungsverhältnisse ist nicht bei Aufwendungen für die Vermittlung ei-

nes solchen Beschäftigungsverhältnisses zu gewähren. Dies stellt das 

Finanzgericht (FG) Köln klar.

Die Klägerin hatte einer Agentur den Auftrag erteilt, ihr eine Haus-

haltshilfe zu vermitteln, die ihre Wohnung reinigen solle. Die Agentur 

übernahm ferner die Verpflichtung, jederzeit bei Urlaub, Krankheit 

sowie generell bei Ausfall von Personal kostenlose Folgevermittlun-

gen zu schaffen. Die Klägerin hatte dafür an die Agentur neben ei-

ner einmaligen Bearbeitungsgebühr von 25 Euro einen monatlichen 

Abo-Betrag in Höhe von 17 Euro zu zahlen. Die Agentur vermittelte 

der Klägerin eine Haushaltshilfe. Dieser zahlte die Klägerin im Streit-

jahr 780 Euro Arbeitslohn. Weitere 112 Euro zahlte die Klägerin an die 

Minijob-Zentrale. Den Vermittlungsauftrag ließ die Klägerin bestehen 

und entrichtete an die Agentur insgesamt 204 Euro (=17 Euro x 12). In 

ihrer Steuererklärung machte die Klägerin für Aufwendungen in Höhe 

von 1.096 Euro (780 Euro + 112 Euro + 204 Euro) eine Steuerermäßi-

gung im Rahmen einer geringfügigen Beschäftigung im Privathaushalt 

geltend. Das Finanzamt gewährte eine Steuerermäßigung nur für die 

Leistungen an die Haushaltshilfe und die Minijob-Zentrale. Die Zah-

lungen der Klägerin an die Agentur berücksichtigte es nicht. Hiergegen 

wendet sich die Klägerin.

Das FG hat die Klage abgewiesen. Das Finanzamt habe es zu Recht 

abgelehnt, für die Zahlung der 204 Euro an die Agentur eine Steuer-

ermäßigung zu gewähren. In Betracht kämen allein die Steuerermä-

ßigungen nach § 35a Absatz 1 und Absatz 2 Einkommensteuergesetz 

(EStG) für haushaltsnahe Beschäftigungsverhältnisse und haushalts-

nahe Dienstleistungen. Für die hier zu beurteilenden Aufwendungen 

sei aber keine der beiden Steuerermäßigungen zu gewähren.

Nach § 35a Absatz 1 EStG ermäßige sich die tarifliche Einkommen-

steuer für haushaltsnahe Beschäftigungsverhältnisse. Die 204 Euro 

seien aber keine Aufwendungen „für“ ein haushaltsnahes Beschäfti-

gungsverhältnis. Ein solches bestehe nur zwischen der Klägerin und 

der Haushaltshilfe. Die 204 Euro seien keine Aufwendungen für dieses 

Beschäftigungsverhältnis. Denn damit sei ausschließlich das Entgelt 

gemeint, das an diejenige Person gezahlt wird, die in dem privaten 

Haushalt tätig wird. Aufwendungen an andere Personen, wie hier die 

Zahlungen an die Agentur, die lediglich in einem Veranlassungszusam-

menhang mit dem haushaltsnahen Beschäftigungsverhältnis stehen, 

seien nach dem eindeutigen Text des § 35a Absatz 1 EStG nicht be-

günstigt.

Gemäß § 35a Absatz 2 Satz 1 EStG ermäßige sich die Einkommen-

steuer für andere als in Absatz 1 aufgeführte haushaltsnahe Beschäfti-

gungsverhältnisse oder für die Inanspruchnahme von haushaltsnahen 

Dienstleistungen, die nicht Dienstleistungen nach Absatz 3 (Hand-

werkerleistungen für Renovierungs-, Erhaltungs- und Modernisie-

rungsmaßnahmen) sind. Die hier interessierende Wohnungsreinigung 

sei keine Handwerkerleistung gemäß § 35a Absatz 3 Satz 1 EStG. Die 

Zahlung der Klägerin an die Agentur sei daher nur dann durch § 35a 

Absatz 2 Satz 1 EStG begünstigt, wenn die Agentur von der Klägerin 

haushaltsnah beschäftigt wird oder für sie eine (andere) haushaltsnahe 

Dienstleistung erbringt. Eine derartige Haushaltsnähe weise die Tätig-

keit der Agentur jedoch nicht auf. Das ergebe sich aus § 35a Absatz 4 

Satz 1 EStG. Diese Norm verlange nämlich unter anderem, dass das 

Beschäftigungsverhältnis, die Dienstleistung oder die Handwerker-

leistung „in einem … Haushalt des Steuerpflichtigen ausgeübt oder 

erbracht wird“. Das sei bei der Tätigkeit der Agentur für die Klägerin 

nicht der Fall.

Finanzgericht Köln, Urteil vom 21.10.2015, 3 K 2253/13

Investmentfonds: Grünes Licht für andere  
Besteuerung

Der Finanzausschuss des Bundestages hat den Weg zu einem neuen 

Besteuerungsrecht für Investmentfonds freigemacht. Er beschloss in 

seiner Sitzung vom 08.06.2016 mit den Stimmen der Koalitionsfrakti-

onen CDU/CSU und SPD den von der Bundesregierung eingebrachten 

Entwurf eines Gesetzes zur Reform der Investmentbesteuerung (BT-

Drs. 18/8045). Die Fraktion Die Linke stimmte mit „Nein“, die Fraktion 

Bündnis 90/Die Grünen enthielt sich. Die Koalitionsfraktionen hatten 

zuvor noch 24 Änderungsanträge durchgesetzt.

Mit dem Gesetz soll die Besteuerung von Publikums-Investmentfonds 

einfacher werden. Außerdem sollen Gestaltungsmöglichkeiten bei der 
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Besteuerung von Kapitalerträgen, die unter dem Begriff Cum/Cum-

Geschäfte bekannt geworden waren, unterbunden werden. So wird in 

Zukunft keine Anrechnung von Verlusten mehr gewährt, wenn Steuer-

pflichtige innerhalb eines 91-tägigen Zeitraums rund um den Dividen-

dentermin nicht an 45 Tagen Eigentümer der Wertpapiere ist. Damit 

soll die Vermeidung von Kapitalertragsteuern durch Verrechnung mit 

Verlusten durch Verkäufe unmittelbar nach der Dividendenausschüt-

tung unterbunden werden. Im Bereich Verhinderung von Gestaltungen 

nahm der Ausschuss noch umfangreiche Änderungen vor, unter ande-

rem durch die Einführung einer Beweislastumkehr. Dem entsprechen-

den Änderungsantrag stimmten auch die Oppositionsfraktionen zu.

Durch die Gesetzesänderung müssen inländische Publikumsfonds 

Steuern auf aus deutschen Einkunftsquellen stammende Dividenden, 

Mieterträge und Gewinne aus dem Verkauf von Immobilien abführen. 

Im Gegenzug müssen Anleger die Erträge der Fonds nicht mehr voll-

ständig versteuern, sondern es erfolgt eine Teilfreistellung. Bei der Ka-

pitalanlage in Aktienfonds bleiben beim Privatanleger in Zukunft 30 

Prozent steuerfrei, bei Mischfonds sind es 15 Prozent.

Die CDU/CSU-Fraktion meint, die Ziele, das Investmentsteuerrecht zu 

vereinfachen und Gestaltungsmöglichkeiten zu verhindern, seien er-

reicht worden. Ein Sprecher der Fraktion wies besonders auf die zusätz-

lichen Regelungen gegen Gestaltungsmöglichkeiten wie die mit den 

Änderungsanträgen eingefügte Umkehr der Beweislast hin. Die SPD-

Fraktion erklärte, mit den Änderungsanträgen seien viele Anregungen 

aus der öffentlichen Expertenanhörung des Ausschusses aufgenom-

men und umgesetzt worden. Die Maßnahmen gegen Gestaltungmög-

lichkeiten wie Cum/Cum-Geschäfte seien ein Schritt in die richtige 

Richtung. Möglicherweise seien aber noch nicht alle Gestaltungsmög-

lichkeiten unterbunden worden, sagte der Sprecher der SPD-Fraktion 

mit Blick auf Wertpapier-Leihgebühren. Daher solle das Gesetz, wie 

die beiden Koalitionsfraktionen mitteilten, nach einiger Zeit evaluiert 

werden.

Die Oppositionsfraktionen bezweifelten die Wirksamkeit der be-

schlossenen Maßnahmen. Die Fraktion Die Linke erklärte, die Ziele der 

Vereinfachung und der Verhinderung von Gestaltungsmöglichkeiten 

würden wohl nicht erreicht. Zwar würden ein paar Gestaltungsmo-

delle in Zukunft nicht mehr möglich sein. Das Dividenden-Stripping 

werde aber wohl weiter möglich bleiben. Auch sei die nach wie vor 

bestehende Steuerfreiheit für bestimmte Einkunftsarten innerhalb von 

Fonds eine Einladung zur Steuergestaltung. Wie die Fraktion Die Linke 

begrüßte auch die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, dass die Regelun-

gen gegen Steuergestaltungen per Änderungsantrag deutlich nachge-

bessert worden seien. „Aber wir wissen nicht, ob wir alle Gestaltungs-

möglichkeiten erreicht haben“, zeigte sich ein Sprecher der Fraktion 

skeptisch, der von einer regelrechten „Steuergestaltungsindustrie“ 

sprach. Auf diese Industrie müsse reagiert werden. Außerdem würden 

Fondsanleger im Vergleich zu Direktanlegern bevorzugt.

Deutscher Bundestag, PM vom 08.06.2016

Kaufpreisaufteilung auf Grund und Boden sowie  
Gebäude: Sachwertverfahren vorrangig

Beim Erwerb eines bebauten Grundstücks hat die Kaufpreisaufteilung 

auf Grund und Boden sowie Gebäude anhand der im Sachwertverfah-

ren ermittelten Verkehrswerte zu erfolgen. Dies stellt das Finanzge-

richt (FG) Düsseldorf klar.

Die Klägerin ist Eigentümerin eines mit einem Wohnhaus bebauten 

Grundstücks in exponierter Lage. Für dessen Erwerb hatte sie einen 

Gesamtkaufpreis von 1,7 Millionen Euro gezahlt. Im Jahr der Anschaf-

fung und im Folgejahr ließ sie Instandsetzungs- und Modernisierungs-

arbeiten ausführen. Die Kosten hierfür machte sie als Werbungskosten 

geltend. Das Finanzamt versagte den sofortigen Abzug als Erhaltungs-

aufwand, weil die Grenze von 15 Prozent der Anschaffungskosten des 

Gebäudes überschritten sei (anschaffungsnahe Herstellungskosten). 

Unter Anwendung des Sachwertverfahrens ermittelte es einen Gebäu-

deanteil an den Gesamtanschaffungskosten von 58 Prozent.

Mit dem Einspruch machte die Klägerin geltend, dass die Aufteilung 

der Anschaffungskosten auf Grund und Boden sowie Gebäude nach 

dem Ertragswertverfahren vorzunehmen sei. Denn bei dem Grund-

stück handele es sich um ein Renditeobjekt, bei dem der nachhaltig 

erzielbare Ertrag für die Werteinschätzung am Grundstücksmarkt im 

Vordergrund stehe. Dem ist das Finanzamt entgegengetreten.

Das FG Düsseldorf hat die Klage abgewiesen. Entgegen der Auffassung 

der Klägerin sei die Kaufpreisaufteilung anhand der im Sachwertver-

fahren ermittelten Verkehrswerte vorzunehmen. Bei Mietwohngrund-

stücken im Privatvermögen habe die Aufteilung nach der Rechtspre-
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chung des Bundesfinanzhofs grundsätzlich im Sachwertverfahren zu 

erfolgen. Dem Steuerpflichtigen stehe es aber frei, durch ein im Er-

tragswertverfahren erstelltes Gutachten darzulegen, dass die Auftei-

lung der Anschaffungskosten im Sachwertverfahren wesentlich von 

der im Ertragswertverfahren abweiche. Dann habe das FG die Ange-

messenheit der im Sachwertverfahren ermittelten Werte zu prüfen.

Im Streitfall sei nicht ersichtlich, dass das Sachwertverfahren zu einem 

unangemessenen Ergebnis geführt habe, so das FG weiter. Daran kön-

ne auch der Umstand, dass im Fall der Klägerin bei der Anwendung des 

Sachwertverfahrens ein außergewöhnlich hoher Marktanpassungsfak-

tor angewandt werden müsse, nichts ändern. Eine Abweichung vom 

Sachwertverfahren sei auch nicht deshalb geboten, weil die Klägerin 

ihre Kaufentscheidung ausschließlich unter Renditegesichtspunkten 

getroffen und sich dabei auf Ertragswerte gestützt habe.

Finanzgericht Düsseldorf, Urteil vom 19.01.2016, 13 K 1496/13 E

Fahrtkosten bei Vermietung und Verpachtung  
regelmäßig in voller Höhe abziehbar

Vermieter können Fahrtkosten zu ihren Vermietungsobjekten im Re-

gelfall mit einer Pauschale von 0,30 Euro für jeden gefahrenen Kilo-

meter als Werbungskosten geltend machen. Die ungünstigere Entfer-

nungspauschale (0,30 Euro nur für jeden Entfernungskilometer) ist 

aber dann anzuwenden, wenn das Vermietungsobjekt ausnahmsweise 

die regelmäßige Tätigkeitsstätte des Vermieters ist. Dies hat der Bun-

desfinanzhof (BFH) klargestellt.

Im Streitfall sanierte der Steuerpflichtige mehrere Wohnungen und 

ein Mehrfamilienhaus und suchte die hierfür eingerichteten Baustel-

len 165 beziehungsweise 215 Mal im Jahr auf. Aufgrund der Vielzahl 

der Fahrten zu den beiden Objekten kam das Finanzamt zu dem Er-

gebnis, dass der Steuerpflichtige am Ort der Vermietungsobjekte seine 

regelmäßige Tätigkeitsstätte habe. Die Fahrtkosten waren daher nach 

Ansicht des Finanzamtes nur in Höhe der Entfernungspauschale ab-

ziehbar.

Der BFH gab der Behörde Recht. Denn auch bei den Einkünften aus Ver-

mietung und Verpachtung könne ein Vermieter – vergleichbar einem 

Arbeitnehmer – am Vermietungsobjekt eine regelmäßige Tätigkeits-

stätte haben, wenn er sein Vermietungsobjekt nicht nur gelegentlich, 

sondern mit einer gewissen Nachhaltigkeit fortdauernd und immer 

wieder aufsucht. Dies sei aufgrund der ungewöhnlich hohen Zahl der 

Fahrten und der damit praktisch arbeitstäglichen Anwesenheit hier der 

Fall gewesen. Der Steuerpflichtige habe daher seine Fahrtkosten nur in 

Höhe der Entfernungspauschale abziehen können.

Im Regelfall suche ein Steuerpflichtiger ein Vermietungsobjekt aller-

dings nicht arbeitstäglich auf, sondern in größerem oder kleinerem 

zeitlichem Abstand, zum Beispiel zu Kontrollzwecken, bei Mieterwech-

seln oder zur Ablesung von Zählerständen. Zudem erfordere bei nicht 

umfangreichem Grundbesitz die Verwaltung eines Mietobjekts in der 

Regel keine besonderen Einrichtungen, wie zum Beispiel ein Büro, son-

dern erfolge regelmäßig von der Wohnung des Steuerpflichtigen aus. 

In einem solchen Fall sei das Vermietungsobjekt nicht der ortsgebun-

dene Mittelpunkt der Vermietungstätigkeit. Die Fahrtkosten könnten 

dann entsprechend den lohnsteuerlichen Grundsätzen mit 0,30 Euro 

je gefahrenem Kilometer geltend gemacht werden, so der BFH.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 01.12.2015, IX R 18/15
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Kindergeld: Berufstätigkeit voraussetzendes Studium 
kein Bestandteil einheitlicher Erstausbildung

Nimmt ein Kind nach Abschluss einer kaufmännischen Ausbildung 

ein Studium auf, das eine Berufstätigkeit voraussetzt, ist das Studium 

nicht integrativer Bestandteil einer einheitlichen Erstausbildung. Das 

hat der Bundesfinanzhof (BFH) entschieden und damit dem Kläger 

Kindergeld versagt.

Die Tochter des Klägers hatte nach ihrer Ausbildung zur Kauffrau im 

Gesundheitswesen als Angestellte in einer Klinik gearbeitet und sich 

dann für ein berufsbegleitendes Studium an einer Verwaltungsaka-

demie beworben, das eine kaufmännische Berufsausbildung und eine 

einjährige Berufstätigkeit voraussetzte. Die Tochter strebte eine Tätig-

keit im mittleren Management im Gesundheitswesen an. Da sie nach 

Ansicht der Familienkasse eine Ausbildung abgeschlossen hatte und 

weiterhin 30 Wochenstunden arbeitete, wurde die Kindergeldfestset-

zung aufgehoben.

Nach Abschluss einer erstmaligen Berufsausbildung oder eines Erst-

studiums wird ein Kind zwischen 18 und 25 Jahren, das sich in einer 

zweiten oder weiteren Ausbildung befindet, nur berücksichtigt, wenn 

es keiner Erwerbstätigkeit nachgeht. Eine Erwerbstätigkeit mit bis zu 

20 Stunden regelmäßiger wöchentlicher Arbeitszeit, ein Ausbildungs-

dienstverhältnis oder ein geringfügiges Beschäftigungsverhältnis sind 

unschädlich (§ 32 Absatz 4 Sätze 2 und 3 des Einkommensteuerge-

setzes).

Da aber die Tochter die zulässige Wochenarbeitsgrenze überschritten 

hatte, kam der Frage, ob es sich bei dem berufsbegleitenden Studi-

um um eine Erst- oder Zweitausbildung handelte, laut BFH entschei-

dungserhebliche Bedeutung zu.

Der BFH bestätigte das kindergeldschädliche Vorliegen einer Zweitaus-

bildung. Zwar gelte nach der Rechtsprechung des BFH ein erster be-

rufsqualifizierender Abschluss nicht als Erstausbildung, wenn sich 

dieser Abschluss als integrativer Bestandteil eines einheitlichen Aus-

bildungsgangs darstellt. Das habe der BFH zum Beispiel zur Prüfung 

als Steuerfachangestellter im Rahmen eines dualen Bachelorstudiums 

im Steuerrecht, zur Prüfung als Fachinformatikerin im Rahmen einer 

dualen Ausbildung zum Bachelor in Wirtschaftsinformatik sowie zum 

Bachelor-Abschluss im Rahmen eines Masterstudiums entschieden.

Eine solche einheitliche Erstausbildung liege mangels notwendigen en-

gen Zusammenhangs regelmäßig aber nicht mehr vor, wenn der zweite 

Ausbildungsabschnitt – wie hier – eine Berufstätigkeit voraussetzt. Ist 

Bedingung für ein berufsbegleitendes Studium an einer Verwaltungs-

akademie eine berufspraktische Erfahrung von regelmäßig einem Jahr, 

handele es sich um einen die berufliche Erfahrung berücksichtigenden 

Weiterbildungsstudiengang und damit um eine Zweitausbildung.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 04.02.2016, III R 14/15

Wohnraum: Zweckentfremdungserlaubnis zur 
Nutzung als Ferienwohnung grundsätzlich nicht im 
Eilverfahren erlangbar

Eine Genehmigung zur Zweckentfremdung von Wohnraum kann 

grundsätzlich nicht im Wege des vorläufigen Rechtsschutzes erlangt 

werden. Dies geht aus einem Beschluss des Berliner Verwaltungsge-

richts (VG) hervor.

Nach dem Zweckentfremdungsverbot-Gesetz dürfen Wohnungen im 

Land Berlin ab dem 01.05.2016 grundsätzlich nur noch mit einer Ge-

nehmigung als Ferienwohnung vermietet werden; Zuwiderhandlungen 

können als Ordnungswidrigkeit geahndet werden. Die Antragstellerin 

ist Eigentümerin einer 66 Quadratmeter großen Wohnung in Berlin-

Moabit, die sie seit Ende 2013 regelmäßig als Ferienwohnung vermie-

tet. Zu deren Erwerb hat sie ein Darlehen aufgenommen. Im Novem-

ber 2015 stellte sie einen Antrag auf Genehmigung zur zweckfremden 

Nutzung mit der Begründung, die Ferienwohnungsvermietung stelle 

ihre alleinige Erwerbsquelle dar; sie müsse aus den Einnahmen Tilgung 

und Zinslast des Fremddarlehens bestreiten. Nachdem das Bezirksamt 

diesen Antrag im Februar 2016 abgelehnt hat, begehrte die Antragstel-

lerin vorläufigen Rechtsschutz mit dem Ziel, eine vorläufige Genehmi-

gung zu erhalten.

Das VG Berlin wies den Eilantrag zurück. Es sei zweifelhaft, ob der 

Antragstellerin der geltend gemachte Anspruch zustehe. Zwar könne 

eine Zweckentfremdungsgenehmigung bei einer Gefährdung der wirt-

schaftlichen Existenz erteilt werden. Hierfür sei aber nichts erkennbar. 

Denn bei einem Kaufpreis der Wohnung von 140.000 Euro müsse die 

Klägerin derzeit nur jährliche Zinsen von 3.193 Euro zahlen. Bei einer 

regulären Vermietung der Wohnung lasse sich dieser Betrag ohne Wei-

Allgemeine 
Informationen
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teres erzielen. Die Antragstellerin habe auch nicht dargelegt, dass eine 

Änderung des Darlehensvertrages unzumutbar wäre.

Gegen den Beschluss kann Beschwerde beim Oberverwaltungsgericht 

Berlin-Brandenburg eingelegt werden.

Verwaltungsgericht Berlin, Beschluss vom 27.04.2016, VG 6 L 246.16

Immobilienverkauf: Keine steuergünstige Eigen- 
nutzung bei Bewohnen durch ehemalige Lebensge-
fährtin

Verkauft ein Immobilieneigentümer sein Objekt innerhalb von zehn 

Jahren nach dem Erwerb wieder, muss er für eventuelle Wertsteige-

rungen Steuern zahlen. Etwas Anderes gilt nur, wenn das Objekt im 

Veräußerungsjahr und in den beiden Jahren davor zu eigenen Wohn-

zwecken genutzt wurde. Eine solche Nutzung liegt nicht vor, wenn in 

der Immobilie die Ex-Lebensgefährtin des Eigentümers und das ge-

meinsame Kind gewohnt haben, wie das Finanzgericht (FG) Hessen 

nach einer Mitteilung der Bundesgeschäftsstelle Landesbausparkassen 

(LBS) entschieden hat.

Im zugrunde liegenden Fall wollte ein Hausverkäufer auf den Veräuße-

rungsgewinn keine Steuern bezahlen. Zwar habe er selbst die Immobi-

lie im entscheidenden Zeitraum nicht bewohnt, stattdessen aber seine 

ehemalige Lebensgefährtin und die gemeinsame minderjährige Toch-

ter. Das falle ebenfalls unter den Begriff der „eigenen Wohnzwecke“, 

argumentierte der Eigentümer. Das zuständige Finanzamt akzeptierte 

diese Lösung nicht und beharrte auf der Steuerzahlung.

Das FG Hessen stützte laut LBS die Ansicht der Finanzverwaltung. Tat-

sächlich reiche die ehemalige Lebensgefährtin als Nicht-Familienan-

gehörige keinesfalls aus, um den Anspruch zu begründen. Beim leibli-

chen Kind könne zwar prinzipiell die von Gesetzes wegen erforderliche 

Eigennutzung in Betracht gezogen werden. Hier habe die Tochter aber 

gerade keinen eigenständigen Haushalt geführt, sondern sei Teil des 

Haushalts ihrer Mutter gewesen.

Bundesgeschäftsstelle Landesbausparkassen, PM vom 30.05.2016 zu 

Finanzgericht Hessen, Urteil vom 30.09.2015, 1 K 1654/14

Cum/Ex-Geschäfte: Banken wiesen auf Steuerlücke 
hin

Bankenvertreter haben am 02.06.2016 im Cum/Ex-Untersuchungs-

ausschuss ausgesagt, dass vonseiten der Finanzinstitute zum Teil be-

reits seit Anfang der 1990er Jahre versucht worden sei, Steuerlücken 

bei Aktiengeschäften zu schließen. Die Finanzverwaltung sei auf diese 

Probleme aufmerksam gemacht worden, habe aber lange gebraucht, 

um diese Lücken zu schließen.

Mehrere Zeugen gaben in der achtstündigen Sitzung zu Protokoll, 

dass das Problem mehrfacher Steuererstattungen bereits seit Ende 

der 1970er Jahre bekannt gewesen sei, damals aber nur Einzelfälle be-

troffen habe. Nichtsdestotrotz habe es sich um ein Risiko gehandelt, 

und das habe man über den Bankenverband und die Finanzverwaltung 

in den Griff bekommen wollen. Vermutungen, die Banken hätten ein 

Interesse an den lukrativen Cum/Ex-Geschäften gehabt und eine Re-

gulierung deshalb hinausgezögert, wiesen die Bankenvertreter zurück.

Der Ausschuss befragte zunächst die Bankmanager Karlheinz Jankows-

ky (ehemals HypoVereinsbank), Joachim Zimmermann (HSBC Trin-

kaus & Burkhardt AG) und Götz Weitbrecht (Deutsche Bank), die Mit-

glieder des Ad-hoc-Arbeitskreises „Aktiengeschäfte in zeitlicher Nähe 

zum Ausschüttungstermin“ des Bundesverbandes deutscher Banken 

(BdB) waren. Im Anschluss daran standen Erhard Ullrich und Gerhard 

Baumrucker (beide ehemals Deutsche Bank) Rede und Antwort. Die 

beiden waren Mitverfasser eines Briefes des Instituts vom Mai 1997, in 

welchem dem Bankenverband Vorschläge zur Regelung von Wertpa-

piergeschäften um den Dividendenstichtag übermittelt wurden.

Die Fragen der Ausschussmitglieder betrafen unter anderem die Hin-

tergründe des Briefes des Bankenverbandes an das Bundesfinanzmi-

nisterium vom Dezember 2002, in dem auf die Problematik der Leer-

verkäufe von Aktien um den Dividendenstichtag hingewiesen und ein 

Lösungsvorschlag unterbreitet wurde, der aber erst 2007 – und nur für 

das Inland – realisiert wurde. Diese so genannten Cum/Ex-Geschäfte 

wurden zwischen 1999 und 2011 systematisch für eine mehrfache Er-

stattung beziehungsweise Anrechnung tatsächlich nur einmal einbe-

haltener und abgeführter Kapitalertragsteuer genutzt. Der dem Fiskus 

dadurch entstandene Schaden wird auf etwa zwölf Milliarden Euro 

geschätzt.
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Zimmermann, Leiter der Steuerabteilung bei HSBC Trinkaus & Burk-

hardt, sprach von „Missständen“ im Zusammenhang mit den Cum/

Ex-Geschäften und brachte sein Unverständnis darüber zum Ausdruck, 

dass diese Steuerschlupflöcher erst 2011 geschlossen wurden. Er habe 

von der Existenz solcher Geschäfte mit doppelten Steuerbescheinigun-

gen erstmals 1997 im Steuerausschuss des BdB gehört. Für ihn und vie-

le andere seien diese „nicht legitim“ gewesen. Zimmermann verwies 

auf das Haftungsrisiko für die Banken. Man habe daher eine Lösung 

gebraucht. Eine solche sei in dem BdB-Brief von 2002 vorgeschlagen 

worden. Dabei sei klar gewesen, dass dies nur bei inländischen Ban-

ken funktioniere. Er sei daher nicht vollständig zufrieden gewesen. Wie 

auch die anderen Zeugen betonte Zimmermann, die Brisanz und das 

spätere „flächendeckende“ Ausmaß der Cum/Ex-Geschäfte seien Mit-

te der 2000er Jahre nicht zu erkennen gewesen.

Weitbrecht war bis 2015 Leiter der deutschen Steuerabteilung der 

Deutschen Bank und seit 1996 Mitglied im Steuerausschuss des BdB. 

Wie er dem Ausschuss sagte, hat er sich 2002 im Rahmen des BdB mit 

der Cum/Ex-Problematik befasst. Wegen der Gefahr falscher Steuer-

bescheinigungen sei eine gesetzliche Regelung angestrebt worden. Es 

habe sich damals aber nur um „Einzelfälle“ gehandelt. Danach sei er 

mit der Problematik nicht mehr „relevant befasst“ gewesen. Warum 

das angestrebte Gesetz erst 2007 kam, könne er nicht sagen. Er ver-

mute aber, dass es auf der Prioritätenliste nicht ganz oben gestanden 

habe. Im Vorfeld seien zwei Lösungen diskutiert worden, von denen 

eine von Clearstream abgelehnt worden sei mit der Begründung, dass 

ausländische Leerverkäufe nicht zu identifizieren seien. Der letztend-

liche BdB-Vorschlag sei eine praktikable Lösung für die deutschen 

Banken gewesen, dem Finanzministerium hätte aber klar sein müssen, 

dass das Problem damit noch nicht vom Tisch ist.

Baumrucker war 42 Jahre in der Steuerabteilung der Deutschen Bank 

tätig und ist seit März 2015 im Ruhestand. Er war Mitglied in diver-

sen Arbeitskreisen des BdB. Aus seiner Erfahrung schilderte er die Ent-

wicklung des Thema „Leerverkäufe“ seit Ende der 1970er Jahre und die 

Maßnahmen, die ab Anfang der 1990er Jahre ergriffen wurden, um 

falsche Steuerbescheinigungen zu verhindern. „Wir haben das nicht 

in den Griff bekommen“, sagte Baumrucker. Daraufhin habe man sich 

1997 an den BdB mit der Bitte um eine grundsätzliche Regelung ge-

wandt. Gebraucht worden sei eine sichere gesetzliche Grundlage. Ein 

entsprechender Vorschlag sei dann im Dezember 2002 an das Bun-

desfinanzministerium gegangen. 2007 – nach unverständlich langer 

Zeit – sei dann das Gesetz in Kraft getreten. Ursprünglich sollte auch 

die „Auslandsflanke dichtgemacht werden“, sagte Baumrucker. Das 

sei aber „aus den bekannten Gründen“ gescheitert. Erst 2012 sei dann 

eine grundsätzliche Regelung mit der Einführung der Bruttoregulie-

rung erfolgt, durch die die Steuerabzugspflicht vom Emittenten weg 

auf die Zahlstellen verlagert worden sei. Im Nachhinein müsse man 

sich den Vorwurf machen, warum man auf diese Idee nicht schon frü-

her gekommen sei.

Deutscher Bundestag, PM vom 03.06.2016

Kindergeld: Keine Abzweigung bei fehlender  
Bedürftigkeit des Kindes

Ist ein Kind nicht bedürftig, so hat es keinen Anspruch auf Abzweigung 

des Kindergeldes. Dies hat das Finanzgericht (FG) Düsseldorf in einem 

Fall entschieden, in dem die Kindergeldberechtigte nicht leistungsfä-

hig war und das Kind, das Ausbildungsvergütung erhielt, die Abzwei-

gung des Kindergeldes verlangt hatte.

Die Klägerin begann im August 2013 eine Banklehre. Im Februar 2014 

beantragte sie bei der Familienkasse die Abzweigung des Kindergelds 

aus dem Anspruch ihrer Mutter an sich selbst und teilte mit, dass sie 

inzwischen in einer eigenen Wohnung lebe. Nachdem die Mutter der 

Klägerin angegeben hatte, dass sie dieser Barunterhalt und Sachleis-

tungen gewähre, lehnte die Familienkasse die Abzweigung ab. Im 

Rahmen des sich anschließenden Einspruchsverfahrens machte die 

Klägerin geltend, dass weder ihre Mutter noch ihr Vater Barunterhalt 

leisteten. Ihre Mutter übernehme allein den Familien-Mitgliedsbeitrag 

für ein Balletstudio in Höhe von 90 Euro pro Monat. Demgegenüber 

bestand die Mutter der Klägerin auf die Auszahlung des Kindergelds. 

Der Einspruch blieb ohne Erfolg. Mit der Klage beanspruchte die Klä-

gerin die Abzweigung des Kindergelds in Höhe von 99 Euro monatlich; 

dies entspricht dem Differenzbetrag zwischen dem Kindergeld von 184 

Euro und dem Einzelbeitrag für das Balletstudio von 85 Euro.

Das FG Düsseldorf hat die Abzweigung abgelehnt. Die Mutter der Klä-

gerin habe ihre Unterhaltspflicht nicht verletzt, da die Klägerin infolge 

ihrer Ausbildungsvergütung von monatlich 850 Euro nicht bedürftig 
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gewesen sei. Hingegen sei die Mutter der Klägerin einer 400-Euro-Tä-

tigkeit nachgegangen und habe davon zwei minderjährige Kinder und 

einen studierenden Sohn unterhalten müssen. Der Abzweigungsan-

spruch ergebe sich auch nicht daraus, dass die Kindergeldberechtigte 

mangels Leistungsfähigkeit keinen oder einen das Kindergeld unter-

schreitenden Unterhalt geleistet habe. Eine Abzweigung scheide aus, 

wenn eine Unterhaltsverpflichtung aus anderen Gründen, insbesonde-

re mangels Bedürftigkeit des Kindes, entfalle.

Schließlich könne der Tatbestand der Abzweigung auch nicht entspre-

chend angewendet werden. Dies werde zwar für den Fall diskutiert, 

dass der – aus anderen Gründen nicht leistungsverpflichtete – Kinder-

geldberechtigte das Kindergeld nicht für das betreffende Kind verwen-

de. Im Fall des nicht bedürftigen Kindes erscheine die entsprechende 

Anwendung jedoch nicht geboten. Eines direkten Zugriffs auf das Kin-

dergeld bedürfe es nicht.

Das Finanzgericht Düsseldorf hat die Revision zum Bundesfinanzhof 

zugelassen.

Finanzgericht Düsseldorf, Urteil vom 07.04.2016, 16 K 1697/15 AO

Rente auf falsches Konto überwiesen: Renten- 
versicherungsträger muss Betrag noch einmal an 
Berechtigten zahlen

Wird eine Rente, ohne dass der Berechtigte dies zu vertreten hätte, 

auf ein falsches Konto überwiesen, so muss der Rentenversicherungs-

träger den Betrag noch einmal an den Berechtigten überweisen und 

kann diesen nicht darauf verweisen, sich den Betrag von demjenigen 

wiederzuholen, an den er fälschlicherweise gezahlt wurde.

Im Vorfeld der anstehenden Rentenzahlung für März 2016 hatte der 

Rentner der Service-Stelle des Rentenversicherungsträgers irrtümlich 

eine fehlerhafte IBAN seiner Bankverbindung mitgeteilt, diesen Feh-

ler anschließend jedoch sowohl telefonisch als auch schriftlich unter 

Vorlage einer entsprechenden Bestätigung seiner Bank korrigiert, so-

dass die Service-Stelle noch vor der anstehenden Rentenzahlung über 

die richtige Bankverbindung informiert war. Gleichwohl überwies der 

Rentenversicherungsträger die Rente auf das ursprünglich angegebe-

ne falsche Konto, das einer unbekannten Person gehört. Nachdem der 

Rentner den fehlenden Zahlungseingang auf seinem Konto moniert 

hatte, weigerte sich der Rentenversicherungsträger, erneut zu zahlen 

und meinte, der Rentner könne sich das Geld bei dem falschen Emp-

fänger selbst besorgen.

Damit war der Rentner, der für seine Lebensführung nahezu kein Geld 

mehr hatte, nicht einverstanden und beantragte beim SG Koblenz den 

Erlass einer einstweiligen Anordnung. Dem gab das Gericht statt und 

gab dem Rentenversicherungsträger auf, das Geld unverzüglich auf das 

richtige Konto des Rentners zu überweisen. Dieser sei für die Fehlbu-

chung nicht verantwortlich, da er das richtige Konto noch rechtzeitig 

mitgeteilt habe. Ihm sei es angesichts seiner finanziellen Situation 

auch nicht zumutbar, noch länger auf seine Rente zu warten.

Sozialgericht Koblenz, Beschluss vom 08.04.2016, S 1 R 291/16 ER


